RUOSS
VOGELE

Rechtsanwalte - Attorneys at Law

UPDATE

9/ 2023

Revidierte und ev. allgemeinverbindliche
Branchenvereinbarung «Vermittler»

Die Branchenvereinbarung «Vermittler»> enthdlt Anforderungen an die
Kranken- und Krankenzusatzversicherer hinsichtlich ihrer Zusammenarbeit
mit Vermittern und Vermittlerinnen. Sie wurde mit Wirkung ab dem 1.
September 2023 revidiert. Es ist beabsichtigt, sie hinsichtlich bestimmter
Regelungen Anfang 2024 allgemeinverbindlich zu erkldren. Danach muss
sie von allen Kranken- und Krankenzusatzversicherern im entsprechenden
Umfang umgesetzt werden. Im Verletzungsfall drohen aufsichtsrechtliche
Massnahmen und strafrechtliche Sanktionen.

Nachfolgend werden einige aufsichtsrechtliche Themen im Zusammenhang
mit der Branchenvereinbarung und ihrer Allgemeinverbindlichkeitser-

klarung besprochen.

Inhalt

Revidierte Branchenvereinbarung................... 1
Indirekte Selbstregulierung ...........cccooeieviennnnn. 1
Gebundene und ungebundene Vermittler......... 2
Allgemeinverbindlichkeitserklarung................. 3
Sanktionen gegen Krankenversicherer ............ 5
Sanktionen gegen Vermittler.............cccoeeeneen. 5

Revidierte Branchenvereinbarung

Die Branchenvereinbarung «Vermittler»
(«BVV>) der Verbande santésuisse und curafu-
tura betrifft die Qualitat der Beratung und die
Entschadigung an die Versicherungsvermittler
und Versicherungsvermittlerinnen («VV») in der
Kundenwerbung. Sie gilt flir die obligatorische
Krankenpflegeversicherung nach Krankenversi-
cherungsaufsichtsgesetz («KVAG») und die Zu-
satzversicherung zur sozialen Krankenversiche-
rung nach Versicherungsaufsichtsgesetz
(«VAG»).

Die BVV regelt im Wesentlichen folgende sach-
lichen Themen der Versicherungsvermittiung:

- Pflicht zur Erstellung eines Beratungsproto-
kolls;

- Verbot der Kaltakquise;
- Qualitatsstandards zum Telefonmarketing;

- Auswahl mithilfe von Straf- und Betreibungs-
registerauszligen;

- Uberprifung der Aus- und Weiterbildung;
- Beschrankung der Entschadigung.
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Mittlerweile wurde die BVV revidiert und per
1. September 2023 in Kraft gesetzt. Die Revi-
sion der BVV sieht neu vor allem die Gleichstel-
lung von internen VV (VV in einem Arbeitsver-
haltnis zum Versicherer bzw. Eigenvertrieb) und
externen VV vor und verweist dabei auf die De-
finition der VV nach Art. 19a revKVAG bzw. Art.
40 revVAG. Fir die Umsetzung der neuen Ent-
schadigungsregelung besteht hinsichtlich des
Eigenvertriebs eine Ubergangsfrist bis am 31.
Dezember 2024. Des Weiteren sieht die BVV
neu eine Meldestelle vor, die Meldungen uber
maogliche Verstdsse zentral entgegennimmt. Die
Meldestelle tritt an die Stelle der Aufsichtskom-
mission und kann keine Sanktionen verhangen.

Indirekte Selbstregulierung

Die BVV richtet sich als Branchenvereinbarung
zwischen zwei Krankenversicherer-Verbanden
ausschliesslich an die beigetretenen Kranken-
versicherer nach KVAG und Krankenzusatzver-
sicherer nach VAG (kollektiv die «Krankenversi-
cherer») und nicht an die VV. Sie enthalt direkt
keine Pflichten von VV, um deren Regulierung
es bei der BVV uberwiegend geht.

Dementsprechend handelt es sich bei der BVV
um indirekte Selbstregulierung. Die VV werden
indirekt Uber die Krankenversicherer reguliert,
mit denen sie vertraglich verbunden sind. Die
Krankenversicherer, die ihrerseits beaufsichtigt
sind, sollen die VV nach Massgabe der BVV ver-
traglich in die Pflicht nehmen und bei Vertrags-
verletzungen sanktionieren.

Es ergibt sich aus der BVV, dass die Kranken-
versicherer die Eignung von VV vorvertraglich



prifen missen. Zudem misse sie die VV ver-
traglich verpflichten, sich an die Anforderungen
der BVV zu halten, und sie im Verletzungsfall
sanktionieren. Es ergibt sich aus dem Wortlaut
der BVV ausdrilicklich, dass die Krankenversi-
cherer die VV vertraglich verpflichten miissen
(Ziff. 7.2 und 8.1), dass sie mittels Selbstdekla-
ration oder Stichprobenkontrollen sicherstellen
mdissen (Ziff. 7.2), dass sie nur mit vereinba-
rungskonformen VV zusammenarbeiten diirfen
(ziff. 6), dass sie nur vereinbarungskonforme
VV entschédigen diirfen (Ziff. 8.2 und 8.3) und
dass sie von VV bestimmte Dokumente einver-
langen und berticksichtigen missen (Ziff. 7.1).

Die Krankenversicherer haften im Rahmen der
indirekten Selbstregulierung nach BVV aus-
schliesslich fir eigenes Fehlverhalten und nicht
far das Fehlverhalten der VV. Sie verstossen nur
gegen die BVV, wenn sie die darin aufgeflihrten
Pflichten verletzen, d.h. wenn sie die Anforde-
rungen nach BVV nicht in die Vertrage mit den
VV aufnehmen oder die VV bei Vertragsverlet-
zung nicht sanktionieren. Die Krankenversiche-
rer schulden keinen Erfolg, sondern nur ein be-
stimmtes Tatigwerden, um auf den Erfolg hin-
zuwirken. Beispielsweise haftet ein Krankenver-
sicherer nach BVV nicht, weil sich VV nicht an
vertraglich vereinbarte BVV-Qualitatsstandards
halten, sondern erst, wenn er danach die Zu-
sammenarbeit mit solchen VV trotzdem fort-
setzt.

Gebundene und ungebundene Vermittler

Die BVV geht von einem einheitlichen Vermitt-
lerbegriff aus, unterscheidet mit anderen Wor-
ten nicht zwischen gebundenen und ungebun-
denen VV. Sie scheint in Ubereinstimmung mit
dem revidierten KVAG nur von gebundenen VV
auszugehen, die «im Interesse eines oder meh-
rerer Versicherer» tatig sind (Art. 19a re-
VKVAG). Die BVV weicht damit vom VAG ab, das
zwischen gebundenen und ungebundenen VV
unterscheidet (Art. 43 VAG bzw. Art. 40
revVAG).

Es stellt sich die Frage, ob sich der einheitliche
Vermittlerbegriff der BVV mit dem Vermittler-
recht nach revidiertem VAG vertragt. Zwar mag
es bisher so gewesen sein, dass die Vermitt-
lungstatigkeit im Bereich der Krankenzusatz-
versicherung Uberwiegend von gebundenen VV
ausgelbt worden ist. Doch duirften ungebun-
dene VV nach revidiertem Vermittlerrecht unter
Berlicksichtigung des Typenzwangs in Zukunft
vermehrt in der Krankenzusatzversicherung ta-
tig sein.

Das aufsichtsrechtliche Konzept der gebunde-
nen und ungebundenen VV beruht nach revi-
diertem Vermittlerrecht auf den privatrechtli-
chen Verhaltnissen einerseits zwischen Versi-
cherern und Agent:innen oder Arbeitnehmer:in-
nen (externe oder interne gebundene VV) und
andererseits  zwischen Versicherungsneh-
mer:innen und Brokern.

- Gebundene VV werden von Versicherern
Uber den Vermittlungsvertrag beauftragt
bzw. Uber den Arbeitsvertrag angewiesen
und stehen in einem Treueverhaltnis zu die-
sen und handeln in deren Interesse. Dabei
haften die Versicherer gegeniiber den Versi-
cherungsnehmer:innen fiir das Verhalten ih-
rer VV wie flr ihr eigenes (Art. 34 des Versi-
cherungsvertragsgesetzes («VVG»)).

- Im Unterschied dazu werden ungebundene
VV von Versicherungsnehmer:innen uber
den Brokervertrag beauftragt und stehen in
einem Treueverhaltnis zu diesen und han-
deln in deren Interesse. Sie treten gegen-
Uber den Versicherern als unabhangige Ge-
schéftspartner auf und schliessen mit diesen
lediglich zu «Koordinations- und Abwick-
lungszwecken» zusatzlich den Zusammenar-
beitsvertrag ab (Art. 40 revVAG).

Entsprechend diesen vertraglichen Verhaltnis-
sen werden ungebundene VV nach gesetzlichem
Vermittlerrecht starker reguliert und Uberwie-
gend direkt von der Eidgendssischen Finanz-
marktaufsicht FINMA («FINMA») beaufsichtigt,
wahrend gebundene VV weniger stark reguliert
und Uberwiegen indirekt Uber die (ebenfalls re-
gulierten) Versicherer beaufsichtigt werden.
Dabei wird aufsichtsrechtlich berilcksichtigt,
dass Versicherer bei gebundenen VV aufgrund
vertraglicher Weisungs- und Kontrollrechte bes-
ser als bei ungebundenen VV ohne vertragliche
Weisungs- und Kontrollrechte in der Lage sind,
aufsichtsrechtlich motiviert auf die Vermitt-
lungstatigkeit einzuwirken.

Die gebundenen VV werden nach FINMA-Praxis
hauptsachlich indirekt Uber die Versicherer be-
aufsichtigt. Sie werden aufsichtsrechtlich jenem
Versicherer zugeordnet, flir welchen sie Ver-
mittlungstatigkeiten ausiiben. Der betreffende
Versicherer steht im Rahmen des aufsichts-
rechtlichen Gewahrserfordernisses in der Ver-
antwortung, sicherzustellen, dass seine gebun-
denen VV die gesetzlichen Pflichten einhalten.
Diese Verantwortung gilt namentlich fir alle flr
den Versicherer tatigen Innen- und Aussen-
dienstmitarbeitenden, flir Generalagenturen so-
wie flr die zum Versicherer zugehorigen Inter-
net-Plattformen und mobilen Vermittiungslo-
sungen (vgl. FINMA-Aufsichtsmitteilung 04/



2023, Aktionsplan fir Versicherungsvermittle-
rinnen und -vermittler, vom 21. August 2023,
S. 10).

Anders verhdlt es sich mit den ungebundenen
VV. Sie missen sich nach Vermittlerrecht in ein
offentliches Register eintragen lassen, wobei die
FINMA vorgangig die Registrierungsvorausset-
zungen pruft (Art. 41 revVAG). Die Versicherer
spielen bei der Beaufsichtigung der ungebunde-
nen VV grundsatzlich keine Rolle. Sie sind ledig-
lich dazu verpflichtet, die Zusammenarbeit mit
ungebundenen VV zu verweigern, wenn diese
nicht Uber die notwendige Registrierung verfi-
gen (Art. 44 Abs. 2 revVAG). Die Zusammenar-
beit gilt dann als unzulassige Tatigkeit des Ver-
sicherers, die von der FINMA im Rahmen der
laufenden Aufsicht Gberprift wird (vgl. FINMA-
Aufsichtsmitteilung 04/2023, Aktionsplan fir
Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler,
vom 21. August 2023, S. 10).

In Anlehnung an das gesetzliche Vermittlerrecht
muss m.E. auch im Rahmen der BVV beschrankt
zwischen gebundenen und ungebundenen VV
unterschieden werden, auch wenn dies in der
Vereinbarung nicht vorgesehen ist. Danach ha-
ben die Krankenversicherer bei der Umsetzung
der BVV hinsichtlich ihrer gebundenen VV wei-
tergehende Pflichten als hinsichtlich der von
ihnen unabhangigen ungebundenen VV. Sie
mussen ihre gebundenen VV umfassend instru-
ieren und kontrollieren und dirfen auch Ersatz-
massnahmen vornehmen, wahrend sie sich hin-
sichtlich der ungebundenen VV (bei der Kran-
kenzusatzversicherung) vor allem auf Massnah-
men wie z.B. das Einverlangen von Auszigen,
das Zurlckhalten von Verglitungen und die Ver-
tragskiindigung beschréanken dirfen. Es erge-
ben sich m.E. im Einzelnen folgende Unter-
schiede:

- Die Krankenversicherer missen von allen VV
ein Beratungsprotokoll verlangen und bei
dessen Fehlen die Entschadigung verwei-
gern. Sie kdnnen im Fall von gebundenen VV
auch ersatzweise eine Beratung durchfiihren
und diese protokollieren.

- Die Krankenversicherer missen von allen VV
die Einhaltung der Qualitatsstandards zum
Telefonmarketing verlangen. Sie miussen
ihre gebundenen VV aktiv GUberwachen (ins-
besondere mittels Audits) und bei der Entde-
ckung einer Vertragsverletzung den Vertrag
kiindigen. Bei ungebundenen VV diirfen sie
sich hingegen darauf beschranken, den Ver-
trag nur nach Kundenreklamationen oder
anderweitigen Verletzungshinweisen zu kiin-
digen.

- Die Krankenversicherer missen von allen VV
Betreibungs- und Strafregisterauszlige ver-
langen und bei Auffalligkeiten den Vertrags-
abschluss verweigern. Sie miussen ihre ge-
bundenen VV aktiv Gberprifen und kénnen
sich dabei lediglich als Mindeststandard an
den personlichen Registrierungsvorausset-
zungen fir ungebundene VV orientieren
(Art. 41 revVAG und Art. 187 der Aufsichts-
verordnung («AVO») analog). Bei ungebun-
denen VV dirfen sie sich hingegen grund-
satzlich auf den Registereintrag und damit
auf die vorgangige Priifung durch die FINMA
verlassen.

- Die Krankenversicherer missen von allen VV
und mittelbar von allen Unter-VV verlangen,
dass die Mindeststandards zur Aus- und Wei-
terbildung nach AVO eingehalten werden.
Sie mlssen gegenlber ihren gebundenen VV
die vorgeschriebene Aus- und Weiterbildung
anordnen und mindestens Stichprobenkon-
trollen durchfihren sowie im Verletzungsfall
den Vertrag klindigen und bei betrlgeri-
schem Verhalten Strafanzeige einreichen.
Bei ungebundenen VV dirfen sie sich hinge-
gen auf den Registereintrag und allenfalls
eine Selbstdeklaration verlassen und erst,
wenn sie von einer Verletzung Kenntnis er-
halten, den Vertrag kiindigen sowie die Ver-
sicherungsnehmer:innen entsprechend in-
formieren und sie im Fall von betrigeri-
schem Verhalten bei der Einreichung einer
Strafanzeige unterstitzen.

- Die Krankenversicherer missen bei allen VV
sicherstellen, dass die Gesamtheit der aus-
gerichteten Entschadigung insgesamt be-
triebswirtschaftlich ist. Sie miissen die Wirt-
schaftlichkeit bei ihren gebundenen VWV
selbst abkléaren und dokumentieren sowie
diese regelmassig Uberprifen und bei Bedarf
anpassen. Bei ungebundenen VV dirfen sie
sich bei der Feststellung der Wirtschaftlich-
keit auf deren Angaben verlassen. Sollte sich
nachtraglich herausstellen, dass die erhalte-
nen Angaben falsch sind, so missen sie die
Entschadigung reduzieren und allenfalls zu
viel bezahlte Betrdge zuriickfordern.

Allgemeinverbindlichkeitserklarung

Die BVV ist gegenwartig nur fur jene Kranken-
versicherer verbindlich, die ihr beigetreten sind.
Diese Situation soll durch die beabsichtigte All-
gemeinverbindlichkeitserklarung des Bundesra-
tes geandert werden. Eine Allgemeinverbind-
lichkeitserklarung wirde der BVV gegentber al-
len Krankenversicherern Wirksamkeit verleihen,
auch gegenliber denjenigen, die ihr nicht beige-
treten sind.



Die revidierte BVV erfillt die neuen gesetzlichen
Anforderungen des Bundesgesetzes uber die
Regulierung der Versicherungsvermittlungsta-
tigkeit, welches im Dezember 2022 vom Parla-
ment als Mantelerlass zwecks Revision des
KVAG und des VAG im Bereich der Krankenzu-
satzversicherung verabschiedet wurde. Auf Ge-
such der Krankenversicherer, die zusammen
mindestens 66 Prozent der Versicherten vertre-
ten, kann der Bundesrat bestimmte Regelungen
der BVV auf dem Verordnungsweg allgemein-
verbindlich erklaren (Art. 19b Abs. 2 revkVAG
bzw. 31a Abs. 2 revWAG). Dank der revidierten
BVV ist es moglich, dass die Allgemeinverbind-
lichkeitserklarung schon per 1. Januar 2024 be-
antragt wird.

Die Verordnung des Bundesrates Uber die Re-
gulierung der Versicherungsvermittlungstatig-
keit liegt im Entwurf vor. Sie ist ein Mantelerlass
zwecks Revision der Krankenversicherungsauf-
sichtsverordnung («KVAV>») und der AVO im Be-
reich der Krankenzusatzversicherung. Darin
wird fur den Fall der Allgemeinverbindlichkeits-
erklarung nochmals ausdricklich geregelt, dass
fir den Begriff des VV in der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung Art. 19a revkKVAG
und in der Krankenzusatzversicherung Art. 40
revVAG gilt, wobei aber die Ausnahmeregelung
zugunsten der Vermittlung von Annexversiche-
rungen in der Krankenzusatzversicherung nicht
zur Anwendung kommt (Art. 1h Abs. 2 E-AVO).

Nach dem gegenwartigen Verordnungsentwurf
werden (nach Eingang eines gultigen Gesuchs
der Krankenversicherer) folgende Regelungen
der BVV allgemeinverbindlich erklart werden
(Anhang zu E-KVAV bzw. Anhang 7 zu E-AVO):

Verbot der Kaltakquise (Ziff. 6 BVV):

«Der Versicherer verpflichtet sich [...], auf tele-
fonische Kaltakquise durch eigene Mitarbei-
tende oder externe Partner zu verzichten. Unter
Kaltakquise werden Erstansprachen potentieller
Kunden verstanden, zu denen keine Geschéfts-
beziehung besteht, bzw. die ldnger als 36 Mo-
nate keine Kunden mehr sind, die vom Opting-
out Gebrauch gemacht haben oder bei denen
der Kontakt nicht auf eine Empfehlung einer
dem potentiellen Kunden bekannten Drittperson
entstanden ist.»

Pflicht zur Erstellung eines Beratungsprotokolls
(Ziff. 8.2 BVV):

«Der Versicherer verpflichtet sich, von den Ver-
mittlern eingereichte Versicherungsantrdge nur
dann zu entschadigen, wenn diese von einem
Beratungsprotokoll begleitet sind, welches den
definierten Mindeststandards entspricht.»

«Das Beratungsprotokoll umfasst mindestens:
Datum der Beratung,; Namen des oder der Kun-
den und Beratungsperson(en); Bestatigung,
dass der Beratungstermin, der zum Antrag ge-
fuhrt hat, nicht aufgrund einer telefonischen
Kaltakquise zustande gekommen ist; Bestéti-
gung der Information geméss Art. 45 VAG; so-
wie Zustimmung des Kunden oder der Kundin
sowie der Beratungsperson/en bzw. des verant-
wortlichen digitalen Betreibers entweder mittels
Originalunterschrift oder durch Bestatigung in
digitaler Form.»

Beschréankung der Entschadigung (Ziff. 9.1
BVV):

«Der Versicherer verpflichtet sich, bei Produk-
ten nach KVG bei der variablen abschlussbezo-
genen Aufwandsentschddigung den Hbéchstbe-
trag von CHF 70.00 pro Versicherten nicht zu
Uberschreiten.»

Im Bereich der Krankenzusatzversicherung
konnten sich die Krankenversicherer nicht auf
den Hochstbetrag von zw6lf Monatspramien pro
abgeschlossenes Produkt, wie im Verordnungs-
entwurf vorgesehen (Anhang 7 zu E-AVO), ver-
stéandigen. Somit fehlt es an einer entsprechen-
den Branchenvereinbarung, die allgemeinver-
bindlich erklart werden konnte.

Aus dem Gesetz ergibt sich, dass die H6he der
Entschadigung nach betriebswirtschaftlichen
Regeln festgelegt werden muss (Art. 19b Abs. 2
revKVAG bzw. Art. 31a Abs. 2 revVAG). Dies be-
deutet, dass die Entschadigung in Anbetracht
der ausgefiihrten Tatigkeit angemessen und fir
das Versicherungssystem madglichst glnstig
sein muss (BBl 2021 1478). Gemass BVV muss
die Gesamtheit der dem VV ausgerichteten Ent-
schadigung insgesamt betriebswirtschaftlich so-
wie durch die Behdrde Uberprifbar sein
(Ziff. 5.4.2 BWV).

Nach meinem Verstandnis soll nun die FINMA im
Rahmen der gesetzlichen Vorgaben prazisieren,
welche Maximalentschadigung in der Kranken-
zusatzversicherung unter Bertlicksichtigung der
Umstande flr die internen und externen VV
noch als wirtschaftlich betrachtet werden kann
(vgl. Medienmitteilung der beiden Verbande
vom 5. September 2023). Dabei geht es nicht
um Allgemeinverbindlichkeitserklarung von
Selbstregulierung auf dem Verordnungsweg,
sondern um Regulierung auf dem Verordnungs-
weg. Der Bundesrat kann m.E. eine Kompetenz-
delegation zugunsten der FINMA in seine «Man-
delverordnung» aufnehmen, und die FINMA
muss ihre Entschadigungsregelung in die Auf-



sichtsverordnung FINMA («AVO-FINMA>») integ-
rieren (Art. 5 Abs. 1 der Verordnung zum Fi-
nanzmarktaufsichtsgesetz («FINMAG»)).

Sanktionen gegen Krankenversicherer

Bei der Verletzung einer allgemeinverbindlichen
Bestimmung der BVV drohen den Krankenversi-
cherern aufsichtsrechtliche Massnahmen und
strafrechtliche Sanktionen.

Missachtet ein Krankenversicherer KVG eine
nach Art. 19b Abs. 2 revKVAG verbindlich er-
klarte Regelung, so kann die Aufsichtsbehorde
ihm fur die Dauer von hochstens einem Jahr (a)
die Entschadigung von VV verbieten, an die er
nicht durch einen Arbeitsvertrag gebunden ist;
(b) eine Einschrdankung seiner Kosten flr das
Akquirieren neuer Versicherter anordnen
(Art. 38a revKVAG). Hinzu kommen strafrecht-
liche Sanktionen in Form einer Busse bis zu
CHF 100'000 bei Vorsatz und einer Busse bis zu
CHF 20'000 bei Fahrlassigkeit (Art. 54 Abs. 3
lit. h und Abs. 4 revKVAG).

Missachtet ein Krankenversicherer VVG eine
nach Art. 31a Abs. 2 revVAG verbindlich erklarte
Regelung, so kann die FINMA etwa die Geneh-
migung von Tarifen verweigern, die Anpassung
bestehender Tarife verfigen und sichernde
Massnahmen nach Art. 51 revVAG ergreifen
(Art. 38 Abs. 2 revVAG). Hinzu kommen straf-
rechtliche Sanktionen in Form einer Busse bis
zu CHF 100'000 bei Vorsatz und einer Busse bis
zu CHF 50'000 bei Fahrlassigkeit (Art. 86
Abs. 1bis und 2 revVAG).

Wenn ein beigetretener Krankenversicherer
Bestimmungen der BVV verletzt, die nicht allge-
meinverbindlich erklart worden sind, ergeben
sich aus der BVV selbst keine Sanktionen. Die
Meldestelle kann keine Sanktionen verhdangen.
Sie Ubernimmt lediglich eine schlichtende Rolle.
Sie bemiiht sich, Missverstandnisse zwischen
Versicherten und Krankenversicherern durch
Beratung und Information zu beheben und bei
Meinungsverschiedenheiten zu vermitteln
(ziff. 10.1 BVV).

Hingegen kann die zustandige Aufsichtsbehdrde
bei einer vorsatzlichen und systematischen Ver-
letzung von Bestimmungen der BVV, auch wenn
diese nicht allgemeinverbindlich erklart worden

Alois Rimle
Dr.iur., LL.M.,
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sind, gegen den betreffenden Krankenversiche-
rer unter Umstanden ein Verfahren wegen Ge-
wahrsverletzung einleiten. Die Gewahrspflicht
von Versicherern (Art. 20 revKVAG bzw. Art. 14
revVAG) wird umfassend verstanden.

Schliesslich bleiben im Fall der Krankenversi-
cherer VVG die Vorschriften zum Missbrauchs-
schutz insbesondere mit Bezug auf die Hohe der
Pramientarife vorbehalten. Die Entschadigung
der VV wird Uber die Pramien der Versicherer
finanziert (Art. 31a Abs. 4 und Art. 38 revVAG;
Art. 117 AVO).

Sanktionen gegen Vermittler

Die BVV enthalt Pflichten zulasten von Kranken-
versicherern, aber nicht zulasten von VV. Auf-
sichtsrechtliche Massnahmen und strafrechtli-
che Sanktionen bei Verletzung von allgemein-
verbindlichen Regelungen der BVV kénnen sich
somit nur an die Krankenversicherer, aber nicht
an die VV richten.

Die VV kénnen im Rahmen der BVV aber indi-
rekt von vertraglichen Sanktionen betroffen
sein. Dies ist der Fall, wenn sie Pflichten aus
dem Vertrag mit dem Versicherer, die sich aus
der BVV herleiten, verletzen. Beispielsweise
kann es im Fall einer Vertragsverletzung im
BVV-Kontext sein, dass vereinbarte Entschadi-
gungen vom Krankenversicherer nicht ausbe-
zahlt werden oder der Vertrag vom Krankenver-
sicherer ausserordentlich geklindigt wird.

Eine Gewahrsverletzung der VV nach Vermitt-
lerrecht kommt (anders als bei den Versiche-
rern) auch bei einer absichtlichen Vertragsver-
letzung m.E. nicht in Frage, weil die Gewahr der
VV auf die Erflllung ihrer Pflichten nach VAG be-
schrankt ist (Art. 41 Abs. 2 lit. b und Art. 46
Abs. 1 lit. b revWAG) und es sich bei den allge-
meinverbindlichen Regelungen der BVV nach
Art. 31a Abs. 2 revVAG nicht um Pflichten der
VV, sondern um Pflichten der Krankenversiche-
rer handelt.

Hingegen kann die FINMA im Bereich der Kran-
kenzusatzversicherung Massnahmen gegen VV
wegen Missbrauchs ergreifen, wenn diese durch
ein Verhalten, das der BVV widerspricht, Versi-
cherte erheblich geschadigt haben (Art. 117
AVO).

RUOSS VOGELE
Kreuzstrasse 54
CH-8032 Ziirich

+41 44 250 43 00
wWww.ruossvoegele.ch


mailto:rimle@ruossvoegele.ch

	Revidierte Branchenvereinbarung
	Indirekte Selbstregulierung
	Gebundene und ungebundene Vermittler
	Allgemeinverbindlichkeitserklärung
	Sanktionen gegen Krankenversicherer
	Sanktionen gegen Vermittler



